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Principienfragen der öſterreichiſchen Gewerbeordnung. 
Von Prof. Dr. Emanuel Herrmann. 


IV. 


Von principieller Bedeutung iſt auch die Frage, ob der Meiſter 
geſetzlich gezwungen werden ſolle und könne, den Lehrjungen zum 
Beſuche der gewerblichen Fortbildungs- und Fachſchulen 
anzuhalten. 

Das Gewerbegeſetz vom 20. December 1859 beſtimmt in $ 95, 
daß der Lehrherr den minderjährigen Lehrling zum Beſuche des 
geſetzlich vorgeſchriebenen Unterrichtes, und wenn in dem Orte eine 
gewerbliche Fachſchule für Lehrlinge beſteht, auch zum Beſuche der 
letzteren anzuhalten habe. Auch das ungariſche Gewerbegeſetz verfügt 
im § 42 ganz ohne Umſchweif, daß der Gewerbetreibende verpflichtet 
ſei, den Lehrling, wenn dieſer des Leſens, Schreibens und Rechnens 
nicht kundig wäre, zur Erlernung desſelben, überhaupt aber zum Be⸗ 
ſuche der Wiederholungs⸗, Abend⸗, Sonntags-, beziehungsweiſe Ge⸗ 
werbeſchule anzuhalten. 

So ganz einfach und glatt läßt ſich dieſe Frage im gegenwär⸗ 
tigen Augenblicke in einem neuen Gewerbegeſetze für die diesſeitige 
Reichshälfte nicht mehr löſen, fo wünſchenswerth und nothwendig 
vielleicht vielen Gewerbetreibenden und insbeſondere Schulmännern der 
bisherige geſetzliche Zwang zum Beſuche der gewerblichen Unterrichts⸗ 
anſtalten auch erſcheinen mag. 

Denn da nach dem Reichsvolksſchulgeſetze vom 14. Mai 1869 
die Schulpflichtigkeit bis zum vollendeten 14. Lebensjahre als eine 
allgemeine Verbindlichkeit normirt wurde, ſonſt aber in keinem Geſetze 
ein allgemeiner oder auf einzelne Claſſen der Bevölkerung beſchränkter 
Zwang zum Schulbeſuche eingeführt tft, kann man gerechterweiſe 


auch die gewerbliche Jugend nicht allein zum Beſuche gewiſſer Schulen 
verhalten. Würde man aber von allen Gewerbetreibenden in ähnlicher 
Weiſe wie von den Advocaten, Notaren, Aerzten, Baumeiſtern beim 
Antritte des Gewerbes den Nachweis gewiſſer Fach kenntniſſe ver⸗ 
langen, dann wäre das Princip der Gewerbefreiheit illuſoriſch gemacht. 
Unſere Zeit geht aber dahin, den ökonomiſchen Betrieb des Gewerbes, 
die Unternehmung möglihft unabhängig zu machen von der Er⸗ 
lernung gewiſſer Handgriffe oder Fachkenntniſſe, weil man dem Capi⸗ 
talbefige nicht zumuthen kann, daß er die noch fehr primitive und 
harte Schule des Lehrlingsweſens durchmache. 


Andererſeits iſt aber dadurch die Luſt und der Drang zum Er⸗ 
lernen des Handwerkes überhaupt geſchwächt worden. Der capital⸗ 
beſitzende Unternehmer kümmert ſich wenig um den gewerblichen Nach⸗ 
wuchs und deſſen Ausbildung, er will nicht Lehrjungen, ſondern 
jugendliche Arbeiter halten, welche er nicht ſelten in einem und 
demſelben Momente aufdingt und freiſpricht, ohne von ihnen irgend⸗ 
welchen Nachweis von Fachfertigkeiten oder Fachkenntniſſen zu fordern. 
Und wenn dann der Lehrjunge oder jugendliche Hilfsarbeiter ſelbſt 
den Drang in ſich fühlen ſollte, eine Fortbildungs⸗ oder Fachſchule 
zu beſuchen, wird er durch den Unternehmer ſogar häufig vom Befuche 
abgehalten, oder durch Spott und abfällige Urtheile davon abgebracht. 

Die Frage nach dem gewerblichen Schulzwange ſtellt ſich dem⸗ 
nach gegenwärtig weſentlich anders. Man wird in Zukunft den Lehr⸗ 
ling oder jugendlichen Arbeiter über 14 Jahre nicht zwingen können, 
eine gewerbliche Fortbildungs- oder Fachſchule zu befuchen, wohl aber 
wird das Geſetz unter Androhung entſprechender Strafen den Unter⸗ 
nehmer verhalten müſſen, dem Lehrjungen oder jugendlichen Arbeiter 
die für den Fachſchulbeſuch erforderliche Zeit zu gönnen und denſelben 
in keiner Weiſe daran zu hindern. Die Vollziehung dieſer geſetzlichen 
Beſtimmung können dann auch die Schulbehörden wie die Gewerbe⸗ 
inſpectoren ohne Schwierigkeit überwachen. 

Damit aber doch auf den Lehrherrn wie auf den Lehrling dies⸗ 
falls eine gewiſſe Preſſton ausgeübt werde, dürfte es ſich empfehlen, 
nach Kundmachung des neuen Gewerbegeſetzes den Entwurf eines 
Normal⸗Lehrvertrages als Richtſchnur für Lehrherren wie für Ge⸗ 
meindevorſteher hinauszugeben, in welchem ſich ſowohl der Lehrling 
zum Beſuche der Fortbildungs⸗ und Fachſchule, als auch der Lehrherr 
zur Anhaltung und Ueberwachung des Lehrjungen hinſichtlich des 
Schulbeſuches verpflichten. 

Den Landtagen wird es dann vorbehalten bleiben müſſen, durch 
geſetzliche Normen hinſichtlich der Errichtung und Erhaltung der ge⸗ 
werblichen Fortbildungs⸗ und Fachſchulen für das Vorhandenſein der 
nöthigen Unterrichtsanſtalten Sorge zu tragen. Da die Zwangsgenoſſen⸗ 
ſchaften, welchen nach § 114 des Gewerbegeſetzes vom 20. December 
1859 die Gründung oder Förderung von Fachſchulen und die Beauf⸗ 
ſichtigung derſelben obliegt, mit dem Inkrafttreten des neuen Ge⸗ 
werbegeſetzes aufhören dürften und künftig neu ſich bildende freie Ge⸗ 
noſſenſchaften zur Errichtung der gewerblichen Fortbildungs⸗ und Fach⸗ 
ſchulen nicht verhalten werden können, müſſen andere Factoren hiezu 
herangezogen werden. 


Gegen wärtig beſitzt uur Niederöſterreich ein Landesgeſetz, be⸗ 
treffend die Errichtung und Erhaltung der gewerblichen Fortbildungs⸗ 
ſchulen (Geſetz vom 28. November 1868, Nr. 23 und Geſetz vom 
26. Jänner 1872, Nr. 9 des L. G. u. 
zu Folge find zur Errichtung und Erhaltung der Vorbereitungs⸗ 
und gewerblichen Curſe in Wien die Gewerbetreibenden nach 
Maß ihrer Erwerbftener mit 60, die Commune Wien mit 20, der 
Landesfond mit 10, die zur Handelskammer Beiträge leiſtenden Ge⸗ 
werbetreibenden Niederöſterreichs ebenfalls 10 Percent beizuſtenern ver⸗ 
pflichtet. Außer Wien tragen die Gewen betreibenden des Gewerbeſchul⸗ 
bezirkes 50, der Landesfond 20, die Gemeinde des Gewerbeſchulbe⸗ 
zirkes 15 und die zur Handelskammer beiſteuernden Gewerbetreibenden 


15 Percent bet. Zur Errichtung und Erhaltung gewerblicher Fa ch⸗ 


ſchulen ſind jedoch innerhalb jedes Gewerbeſchulbezirkes die beſonders 
betheiligten Gewerbetreibenden allein verpflichtet. Dieſelben erhalten 
nur dann, wenn die Fachſchule nach dem Erkenntniß des Landesſchul⸗ 
rathes ihrer Aufgabe entſpricht und von den Gewerbetreibenden, welche 
fie erhalten, der Schulzwang in Betreff dieſer Schule erfolgreich 
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Verordnungsbl.) Dieſem 


Miniſterialverordnung vom 27. April 1859 zu erfolgen habe und daß 
gegen dieſe Entſcheidung der Recurs innerhalb vier Wochen vom Tage 
der Eröffnung offen ſtehe. 

Gegen dieſes Expropriationserkenntniß, welches der verwitweten 
Mutter und Vormünderin des am 20. September 1847 geborenen, 
daher damals minderjährigen Dr. Erhard O. am 5. Jult 1871 
zugeſtellt wurde, überreichte Letzterer als Beſitzer eines der zu erpro⸗ 
priirenden Gründe am 3. Auguſt 1871 einen von der Vormundſchaft 
nicht mitgefertigten Recurs, ſtand jedoch in Folge der bei der Bes 
zirkshauptmannſchaft aufgenommenen Vergleichsverhandlung vom 22. 
Auguſt 1871 von der Berufung ab und ging — ebenfalls für ſich 
allein — bezüglich der Grundabtretung Verpflichtungen ein. Am 19. 
September 1871, alſo Einen Tag vor der Großjährigkeit des Dr. O. 
ſchritt deſſen Vormundſchaft bei der Bezirkshauptmannſchaft um An⸗ 
nullirung der am 22. Auguſt 1871 erfolgten Zurücknahme des Re⸗ 
eurſes des Dr. Erhard O. ein, weil dieſer als noch minorenn zur Zus 
rücknahme gar nicht berechtigt geweſen ſei. 
| Die Bezirkshauptmannſchaft gab dem Gefuche der Vormund⸗ 


durchgeführt wird, eine Rückvergütung der Koſten für die Erhaltung ſchaft keine Folge, weil Dr. O. den Recurs allein, ohne Beiſtand 


dieſer Schule aus den Beiträgen für die Erhaltung der Vorbereitungs⸗ 
und gewerblichen Eurſe. Dieſer Betrag darf jedoch 75 Percent des 
von den Gewerbetreibenden, welche dieſe Schule erhalten, nach Maß⸗ 
gabe ihrer Erwerbſteuer zur Erhaltung der Vorbereitungs- und ges 
werblichen Curſe eingezahlten Betrages nicht überſchreiten. 

So iſt deun in Niederöſterreich eine Gewerbeſchulſteuer einge⸗ 
fuͤhrt worden, welche hinſichtlich der Fachſchulen ganz allein, hinſicht⸗ 
lich der Fortbildungsſchulen aber wenigſtens zum größten Theile die 
Gewerbetreibenden trifft. Ob eine ſolche Steuer gerecht ſei, müſſen 
wir einem andern, vielleicht ſpäter folgenden Aufſatze vorbehalten und 
können heute nur conſtatiren, daß in Folge der bisher eingefloſſenen 
geſetzlichen Beiträge die auf Grund der Landesgeſetze gebildete Com⸗ 
miſſion zur Leitung der Gewerbeſchulen in Wien heute über einen 
Barfond von 42.000 fl. und über ein jährliches Einkommen von 
24.000 fl. verfügt. 

Gegenwärtig werden von der ſtändigen Miniſterialcommiſſion 
für Gewerbeſchulen in Wien, welche aus Vertretern des Unterrichts⸗ 
und des Handelsminiſteriums und aus Experten zuſammengeſetzt iſt, 
die Berathungen zur Ausarbeitung einer neuen, diesbezüglichen Re⸗ 
gierungsvorlage für die Landtage der übrigen Königreiche und Länder 
der diesſeitigen Reichshälfte gepflogen, jo daß Hoffnung vorhanden 
ift, daß bis zum Ende dieſes Jahres die Regelung des gewerblichen 
Schulweſens allſeitig und hoffentlich auch allerorts zur Durchführung 
gelangen werde. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage, ob die von einem Minderjährigen ſelbſtſtändig begehrte 

Jurückziehung feines bei der politifchen Behörde eingebrachten Re⸗ 

curſes als ein rechtsgiltiger Act im adminiſtrativen Verfahren an⸗ 
geſehen werden könne. 


In der Gemeinde L. wurde die Erbauung einer neuen Kirche 
neben der alten, für die angewachſene Bevölkerung nicht mehr genug 
Raum bietenden Kirche in Mitte des Marktes projectirt und ſchritt 
in Folge deſſen das Baucomite um die Bewilligung zur Expropria⸗ 
tion aller jener Häuſer und Gründe im Sinne des § 365 a. b. G. B. 
ein, welche innerhalb des Bauplatzes liegen, um nöthigenfalls von 
dieſer Expropriation Gebrauch machen zu können. Der Bezirkshaupt⸗ 
mann in B. befürwortete dieſes Geſuch; die Bauſection in Trient hat 
gleichfalls, nachdem die gewählte Oertlichkeit, dann Umfang und Form 
des neuen Kirchengebäudes als von den Umſtänden gefordert, ja un⸗ 
erläßlich nothwendig ſeien, auf Bewilligung der Expropriation ein⸗ 
gerathen. 

Die Statthaltereiabthetlung in Trient entſchied hierüber unterm 
17. Juni 1871: „daß, da die Nothwendigkeit einer Kirche in L. nach 
der projectirten Größe erwieſen und der Pfarrplatz als der einzig 
paſſende und geeignete Bauplatz anerkannt iſt, nach § 365 a. b. G. B. 
zu dem genannten Zwecke das Recht der zwangsweiſen Enteignung 
aller jener Realitäten, welche innerhalb der erforderlichen Baufläche 
liegen, bewilligt werde, daß die Expropriation nach Vorſchrift der 


der Vormundſchaft überreicht und ebenſo zurückgenommen habe. 

Ueber Beſchwerde gegen dieſe Eutſcheidung der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft entſchied die Statthalterei-Abthe lung in Trient unterm 
28. November 1871 dahin, „daß Dr. O., wenn er als Minderjähriger zur 
Ueberreichung des Recurſes gegen das Expropriationserkenntniß berechtigt 
war ), auch zur Zurücknahme dieſes Recurſes berechtigt geweſen fein 
mußte. Ob O. die am 22. Auguſt 1871 bezüglich ſeines Grundes 
eingegangenen Verpflichtungen zu erfüllen verpflichtet ſei, habe eine 
andere Behörde zu entſcheiden. Hier handle es ſich nur um die Frage, 
ob das Exproprfationserkenntniß vom 27. Juni 1871 in Rechtskraft 
erwachſen ſei, was bejaht werden müſſe, weil der von Dr. O. recht⸗ 
zeitig überreichte Reeurs von ihm ſelbſt zuruͤckgenommen wurde“. 

In der Miniſterialberufung gegen dieſe Entſcheidung der Statt⸗ 
Haltereiabthetlung behauptete Dr. Erhard O. die Ungiltigkeit des am 
22. Auguſt 1871 mit ihm vorgenommenen Vergleichsactes und er⸗ 
ſuchte um Erledigung feines in Folge dieſer Ungiltigkeitserklärung noch 
aufrecht beſtehenden Recurſes gegen das Expropriationserkenntniß vom 
17. Juni 1871. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 16. März 1872, 2. 
1582 dieſem Recurſe gegen die Statthalterei⸗Entſcheidung vom 28. 
November 1871, womit die Aufrechthaltung des von demſelben am 
3. Auguſt 1871 bei der Bezirkshauptmannſchaft überreichten Recurſes 
gegen das vorerwähnte Expropriationserkenntniß verweigert wurde, 
keine Folge gegeben. M. 


Bei Vereinen, die ihre Wirkſamkeit ohne Bildung von Zweigvereinen 

auf mehrere Kronländer erſtrecken, tritt die nach § 11 des Vereins⸗ 

geſetzes dem Miniſterium des Innern vorbehaltene Vereins⸗Com⸗ 
petenz nicht ein. 


Die Poſtmeiſter, Poſthalter und Poſtexpeditoren von Mähren 
und Schleſien beſchloſſen zur Wahrung ihrer Jutereſſen einen Verein 
zu gründen und legten die bezüglichen Statuten der Statthalterei in 
Brünn mit der Bitte vor, die Bildung dieſes Vereins nicht zu unter⸗ 
ſagen. Nach Inhalt dieſer Statuten hat der Verein als Zweck, die 
Intereſſen der Vereinsmitglieder beider Kronländer zu wahren und 
dieſelben durch Vorſchüſſe und, ſoweit die Vereinsmittel es geſtatten, 
auch deren Witwen und Waiſen zu unterſtützen. Der Verein hat 
ſeinen Sitz in Brünn, woſelbſt auch die Generalverſammlung ſtatt⸗ 
findet. Der Verein hält aber auch in den Bezirken der zwei Kron⸗ 
länder Verſammlungen ab. 

Das Miniſterium des Innern, an welches die Acten zur Ent⸗ 
ſcheidung nach § 11 des Vereinsgeſetzes vorgelegt wurden, beauftragte 
unterm 15. März 1872, 3. 3728 die Statthalterei in Brünn mit 
der Amtshandlung im eigenen Wirkungskreiſe, „weil fi die Wirk⸗ 
ſamkeit dieſes Vereines weder durch Zweigvereine auf mehrere Länder 
erſtreckt, noch Verbände von Vereinen, welche mehreren Ländern ame 
gehören, vorhanden ſind, daher auch die Bedingungen des § 11 Ver⸗ 
einsgeſetz nicht vorliegen“. S r. 


) Darüber, daß der Minderjährige zur Ueberreichung des fraglichen Recurſes 
berechtigt war, dürfte wohl kaum ein Zweifel obwalten. Bem. der Red. 
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Minderjährige die Eignung beſitzen, als Unternehmer 
im Sinne des Verſammlungsgeſetzes auf⸗ 
zutreten. 


Zur Frage, ob 
einer Volksverſammlung 


Der minderjährige Martin K., Vorſtand des Arbeiter⸗Fortbil⸗ 
dungsvereines in L. zeigte die beabſichtigte Abhaltung einer Volksver⸗ 
ſammlung an. Als Tagesordnung dieſer Verſammlung wurde angege⸗ 
ben: Zweck und Nutzen der Arbeitervereine, Schulgeſetze, Einführung 
von Arbeiterkammern ꝛc. ꝛc. 

Der Bürgermeiſter wies bei Vorlage des Geſuches an die Lan⸗ 
desſtelle (8° 16, b Verſ.⸗Geſetz) auf die Minderjährigkeit des Unter⸗ 
nehmers der Verſammlung hin und beantragte die Unterſagung der 
Volksverſammlung, da Martin K. die ihm nach § 11 des Verſ⸗⸗Ge⸗ 
ſetzes obliegenden Pflichten nicht entſprechend erfüllen könne, hiebei 
wurde zugleich auf die aufgeregte Stimmung der Arbeiter in dieſem 
Orte aufmerkſam gemacht und für den unverhofften Fall der aufrechten 
Erledigung um Abordnung eines landesf. Commiſſärs gebeten. 

Die Landesſtelle unterfagte die Abhaltung der Volksverſammlung, 
„weil der Anfucher minderjährig und daher im Sinne des $ 30 des 
Vereins⸗Geſetzes im Zuſammenhalte mit § 11 des Verſ⸗Geſetzes zu 
dieſem Unternehmen nicht berechtigt jet”. 

In dem Miniſterial⸗Recurſe wurde geltend gemacht, daß der 
§ 30 des Vereinsgeſetzes hier nicht angewendet werden könne, daß 
hingegen aus § 8 des Verſ.⸗Geſetzes, welcher nur Ausländer als Un⸗ 
ternehmer, Ordner oder Leiter einer Verſammlung ausſchließt, hervor⸗ 
gehe, daß auch minderjährige Staatsbürger, wie im gegebenen Falle. 
Unternehmer einer Verſammlung ſein dürfen. 

Das Miniſterium des Innern hat mit der Entſcheidung vom 
22. März 1872, 3. 3902 dem Recurſe unter Bezugnahme auf § 6 
des Verſ.⸗Geſetzes keine Folge gegeben. Sr. 


Notizen. 


(Beiſpiel einer Inſtruction für Fabrik⸗Inſpectoren.) Wie die 
„Zeitſchrift für badiſche Verwaltung“ mittheilt, hat der Bezirksrath Lörrach folgende 
Inſtruction für die Fabrik⸗Inſpectoren feines Bezirkes erlaſſen: 

§ 1. Die durch den Bezirksrath ernannten Fabrik⸗Inſpectoren üben ihren Be⸗ 
ruf auf den Grund des § 132 der Gewerbeordnung und $ 43 der badiſchen Vollzugs⸗ 
verordnung zu derſelben aus. 

Hiernach haben fie das Bezirksamt in der Aufficht über die Ausführung der 
in den 58 128133 der Gewerbeordnung enthaltenen Beſtimmungen zu unterſtützen 
und ſich von den Zuſtänden in den Fabriken des Amtsbezirkes perſönlich zu unterrichten · 

82. Den Fabrik⸗Inſpectoren bleibt überlaſſen, die Aufſichtsführung über die 
einzelnen Fabriken unter ſich zu theilen oder ſie gemeinſchaftlich und überhaupt nach 
ihrem Ermeſſen zu beſorgen. Die örtliche Viſitation derſelben muß jedoch jährlich 
mindeſtens einmal geſchehen. 

9 3. Sie werden ihr Augenmerk beſonders auf folgende Verhältniſſe richten: 

Der Fabrikant iſt verbunden, auf ſeine Koſten alle diejenigen Einrichtungen 
herzuſtellen und zu unterhalten, welche mit Rückſicht auf den Aufenthalt der Arbeiter in 
den Räumen der Fabrik im Allgemeinen, als auf die beſondere Beſchaffenheit des Ger 
werbebetriebes und der Betriebsſtätte zu thunlichſter Sicherung der Arbeiter gegen 
Gefahr für Leben und Geſundheit nothwendig ſind. 

§ 4. Einrichtungen, welche die Sittlichkeit gefährden, z. B. in Hinſicht der 
Aborte, ſind unzuläſſig. 

$ 5. Beſtehen Fabriksordnungen, fo ift von denſelben Einſicht zu nehmen und 
auf Beſtimmungen, welche dem Geſetze zuwiderlaufen, aufmerkſam zu machen. 

$ 6. Bezüglich der jugendlichen Arbeiter im Alter von 12 —16 Jahren iſt zu 
prüfen: 

1. ob der Fabrikant für jeden derſelben im Beſitze eines Arbeitsbuches iſt; 

2. ob keine Kinder unter 12 Jahren aufgenommen ſind. 

3. ob die Kinder unter 14 Jahren nicht über 6, und die von 14— 16 Jahren 


nicht über 10 Stunden beſchäftigt werden; 5 
4. ob die Arbeitsſtunden nicht vor 5¼½ Uhr Morgens beginnen und nicht über 


8½ Uhr Abends dauern; 

5. ob denſelben zwiſchen den Arbeitsſtunden Vor⸗ und Nachmittags eine Pauſe 
von einer halben Stunde und Mittags eine ganze Freiſtunde und zwar jedesmal auch 
Bewegung in freier Luft gewährt wird; 

6. ob fie an Sonn⸗ und Feiertagen beſchäftigt werden; 

7. ob ihre Beſchäftigung keine ungeſunde iſt; 
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8. ob die ſchulpflichtigen Kinder, welche die Fabriksſchule beſuchen, den Unter, 
richt nach Maßgabe der Schulordnung und wenigſtens während 3 Stunden täglich 
beſuchen; 

9. ob die durch den § 130 der Gewerbeordnung vorgeſchriebene Liſte über die 
in der Fabrik beſchäftigten jugendlichen Arbeiter geführt wird und in dem Arbeitslocal 
aufgehängt iſt. 

$ 7. Die Fabriks-Infpectoren werden ſich auch über Lohn⸗ und ſonſtige Lebens ⸗ 
bedingungen der Fabriksarbeiter, über die Spar⸗, Kranken-, Hilfs⸗ und Sterbecaſſen 
derſelben, die Beſchaffenheit der ſogenannten Laborantenhäuſer und Aehnliches un⸗ 
terrichten. . 

$ 8. Sie haben das Recht, zu jeder Zeit unangemeldet diejenigen Ränme der 
Fabrik zu revidiren, in welchen Arbeiter Zutritt haben oder beſchäſtigt werden. Dasſelbe 
Recht haben fie in den Fabriksſchulen. 

§ 9. Sie erſtatten mindeſtens einmal im Jahre einen Geſammtbericht an das 
Bezirksamt, welcher ſich in jedem Falle über die in den $$ 3—6 aufgeführten, wenn 
immer thunlich aber auch über die im § 7 gedachten Verhältniſſe zu verbreiten hat. 

Dies wird in der Regel nach beendigter Ortsvifitation ($ 2) geſchehen. Ueber⸗ 
tretungen des Geſetzes ſind jeweils ſofort, nachdem ſie beobachtet wurden, in einer 
Sonderanzeige zur Kenntniß des Bezirksamtes zu bringen. 


(Ueber Inſtruirung der Miniſterialrecurſe in Cultusangele⸗ 
genheiten.) Ein Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 10. Decem« 
ber 1870, 3. 12816, jagt darüber Folgendes: Da es in Streitſachen des Verwaltungs. 
rechtes den Parteien unbenommen iſt, ihre thatſächlichen Angaben und ihr Beweis⸗ 
materiale bis in die letzte Inſtanz hinauf zu erneuern, fo findet ſich das Miniſterinm 
häufig in der Lage, über ein Anbringen zu entſcheiden oder eine Beweisausführung zu 
wuͤrdigen, welche in den unteren Inſtanzen nicht geltend gemacht worden find und 
über welche daher aus den Acten nichts erhellt. Für ſolche Fälle beſtimmte ſchon der 
Staatsminiſterialerlaß vom 30. September 1865, Z. 4567, daß von der Landes⸗ 
behörde dem Reecursberichte die zur Aufklärung des neuen Anbringens nöthigen Be⸗ 
merkungen beizuſetzen ſeien. Da jedoch dieſer Weiſung häufig nicht oder nicht in ge⸗ 
nügender Art entſprochen wird, ſo wird neuerdings in Erinnerung gebracht, daß es 
in jedem Falle eines an das Miniſterium gerichteten Recurſes oder einer Vorſtellung, 
welche dem Miniſterium vorgelegt wird, Sache der Landesbehörde iſt, den Inhalt 
dieſer Schriften durchzuſehen und ſohin über jede thatſächliche Angabe, über deren 
Richtigkeit die Acten nicht vollſtändigen Aufſchluß geben, jo wie über jedes neue rechte 
liche Anbringen, welches eine beſondere Erörterung herausfordert, den entſprechenden 
Bericht oder die erforderlich erſcheinende Aeußerung zu erſtatten. Nur auf dieſe Art 
kann der in der letzten Zeit häufig vorgekommenen Nothwendigkeit der Zurückſtellung 
der dem Miniſterium vorgelegten Acten zum Behufe neuer Erhebungen oder ſpecieller 
Aufklärungen begegnet werden. 

Selbſtverſtändlich wird aber auch bei diefen Berichten und Aeußerungen jede 
überflüſſige Notiz und überhaupt alle Weitwendigkeit zu vermeiden ſein. Inſoweit 
endlich eine ſolche Berichterſtattung das vorläufige Einvernehmen der erſten Inſtanz 
erfordert, wird auch dieſes ſofort zu pflegen und überhaupt dafür zu forgen fein, daß 
dem Minifterium ein abgeſchloſſenes, keiner weiteren Ergänzung oder Erläuterung 
bedürftiges Actenmateriale vorgelegt wird. 


(Fachunterricht in der Rechtswiſſenſchaft in Ungarn.) Von der 
Peſter juridiſchen Facultät iſt in Angelegenheit der Reform des Fachunterrichtes in der 
Rechtswiſſenſchaft ein Antrag von bedeutender Tragweite angenommen worden. Die 
Facultäl hat nämlich vor kurzem gelegentlich der Verhandlung der Unkverſitätsreform⸗ 
frage den Antrag der Profefjoren Hoffmann und Lechner angenommen, wornach an 
der juridiſchen Facultät die für die richterliche oder politiſche Laufbahn ſich vorberei⸗ 
tenden jungen Leute aus dem betreffenden Fache beſondere Prüfung ablegen können. 
Bisher mußte nämlich jeder, welchem Fache immer er ſich widmete, dieſelben Prüfune 
gen ablegen. Zufolge des Beſchluſſes der Facultät wird dies nach Durchführung der 
Reform anders fein. Die juridiſchen und politiſchen Fächer bleiben auch in Zukunft in 
einer Facultät vereinigt, in welcher der Hörer einen vierjährigen Curs beendet und die 
juridiſchen und politiſchen Disciplinen gleicherweiſe hört. Wenn er ſich aber für die 
politiſche Laufbahn vorbereitet, dann iſt er nur aus jenen Gegenſtänden Prüfung ab⸗ 
zulegen verpflichtet, welche mit dieſer Laufbahn im inneren Zuſammenhange ſtehen. 
Solche find das ungariſche Verwaltungsrecht, die Finanzwiſſenſchaft, Staatsbuchhal⸗ 
tung ꝛc., welche aber nicht vom abſtract theoretiſchen Geſichtspunkte, ſondern mit ſorg⸗ 
ſamer Berückſichtigung der vaterländiſchen Verhältniſſe vorgetragen werden ſollen 
und von dieſem Geſichtspunkte aus Prüfungsgegenſtände bilden werden. 


Berorönungen. 


Erlaß des Miniſters des Innern vom 15. Mai 1872, Z. 7030, betreffend 
die Einſendung regelmäßiger Berichte iiber die Geſundheits verhältniſſe der Be⸗ 
völkerung und des Viehſtandes während der Weltansſtellung in Wien. 


Um für die Zeit vor und während der Weltausſtellung in Wien die rechtzeitige 
Ueberſicht über die jeweiligen wichtigen Aenderungen in den Geſundheitsverhältniſſen 
der Bevölkerung und des Viehſtandes zu ermöglichen, werden Eure 
erſucht, von nun an bis auf weitere Anordnung nicht nur dieſe Aenderungen ſoweit 
fie das dortige Verwaltungsgebiet betreffen, im Wege der vorſchriftsmäßigen Polizei ⸗ 
rapporte ungeſäumt zu meiner Kenntniß zu bringen, ſondern auch über jede Epidemie 
und über jede Epizootie des Verwaltungsgeb etes während der Dauer und am Schluſſe 
derſelben in derſelben Weiſe, in welcher dies bisher rückſichtlich der Cholera und der 
Rinderpeſt angeordnet war, regelmäßige Berichte zu erſtatten. Dieſe Berichte ſind 
ſeinerzeit an den betreffenden Stellen des Landesſanitätsberichtes im Sinne der dies⸗ 
fälligen Inſtruction nicht mehr zu wiederholen, ſondern bloß zu berufen. 


Erlaß des Miniſters des Innern vom 13. Juni 1872, Z. 7326 betreffend die 
Verpflichtung der Gemeinden zur Beſtreitung der Druckſorten für Evidenzhaltung 
der Urlauber und Referviiten. 


Da im Allgemeinen, inſoweit das Geſetz nicht eine Ausnahme macht, der 
Grundſatz beſteht, daß die Gemeinden die mit ihrer Geſchäftsführung, ſowohl im 
ſelbſtſtändigen als übertragenen Wirkungskreiſe, verbundenen Auslagen zu beſtreiten 
haben; ſo findet das Miniſterium des Innern aus Anlaß eines ſpeciellen Falles im 
Einvernehmen mit dem k. k. Miniſterium für Landesvertheidigung auszusprechen, daß 
die Gemeinden auch zur Tragung der Koſten jener Druckſorten verpflichtet ſind, welche 
ſich in Gemäßheit des Erlaſſes des k. k. Miniſterlums für Landesvertheidigung dto. 
14. Auguſt 1871, 3. 8459 Behufs der den Gemeinden obliegenden Mitwirkung bei 
der Evidenzhaltung der Urlauber und Neferviften als nothwendig ergeben. 


Erlaß der ſteiermärkiſchen Finanzlandesdirection vom 7. Mai 1872, Z. 2177, 
betreffend die Frage, ob Privatparteien in die bei den Stenerämtern verwahrten 
Cataſtraloperate Einſicht nehmen dürfen. 


Aus Anlaß vorgekommener Anfragen, ob Privatparteien, insbeſondere Advo⸗ 
caten und Notaren in Rechtsgeſchäften die Einſichtnahme in die bei den k. k. Steuer⸗ 
ämtern verwahrten Cataſtraloperate zu geſtatten fet, wird Folgendes bedeutet: 

Nachdem die Cataſtraloperate nur zum Gebrauche für die Cataſtraloperationen 
im engeren Sinne und für die adminiſtrativen Zwecke der directen Beſteuerung beſtimmt 
ſind, ſo kann die Einfichtnahme in dieſelben von Seite der Privaten und ihrer Ver⸗ 
treter in Rechtsgeſchäften um ſo weniger zugeſtanden werden, als damit für den 
Dienſt abträgliche Störungen der Steuerbeamten in der Vollziehung ihrer Berufs⸗ 
geſchäfte verbunden, auch die Gefahr einer Beſchädigung der werthvollen Cataſtral⸗ 
operate nicht ausgeſchloſſen wäre, übrigens auch laut der mit der hierortigen Verord⸗ 
nung vom 31. März 1863, Z. 4013, hinausgegebenen Kundmachung des k. k. Finanz⸗ 
miniſteriums der Verkauf von Copien der für den ſtabilen Cataſter ausgefertigten 
Mappen, jo wie der Parcellenprotokolle und fonftigen Cataſtralacten in der Art frei⸗ 
gegeben, daß dieſelben über einfache mündliche oder ſchriftliche (im letzteren Falle un⸗ 
geſtempelte) Beſtelkung beim k. k. Mappenarchive in Graz oder bei den Steuerämtern 
gegen die feſtgeſetzten Tarifspreiſe an Jedermann verabfolgt werden und es ſomit gar 
keiner Schwierigkeit unterliegt, ſich in den Beſitz der benöthigten auf Verlangen auch 
rectificirten, adjuſtirten und nummerirten Mappencopien und Protokollsabſchriften 
zu ſetzen. 

Hinſichtlich der Benützung der Cataſtraloperate für k. k. Behörden im Amts ⸗ 
locale des Steueramtes wird ſich auf den hierortigen Erlaß vom 28. Februar 1853, 
3. 3402, bezogen. (Letzterer auf die Finanz⸗Miniſterialverordnung vom 11. Februar 
1853, 3. 4589/1564 ſich beziehende Erlaß beſagt Folgendes: „Die Cataſtraloperate 
haben vorzugsweiſe die Beſtimmung, zum Gebrauche für die Cataſtraloperationen im 
engeren Sinne und für die adminiſtrativen Zwecke der Steuervorſchreibung, Berichti⸗ 
gung der Vorſchreibungs⸗Hauptbücher und zur Ertheilung vielſeitiger Aufklärungen 
und Erläuterungen für die Steuercontribuenten. Dieſeiben werden daher in ihrer 
eigentlichen Beſtimmung ſo häufig und unabläſſig in Anſpruch genommen, daß ſte 
weder von den Steuerämtern, noch von den Bezirkshauptmannſchaften entbehrt werden 
können. Die Benützung der Cataſtraloperate für andere k. k. Behörden iſt daher nur 
im Amtslocale, und zwar unter ſolchen Vorſichten zuläſſig, daß jene vor Beſchädigun⸗ 
gen und Verlusten vollkommen ſichergeſtellt find. Sollten die k. k. Behörden den Ge⸗ 
brauch der Parcellenprotokolle wünſchen, ſo können ihnen collationirte Abſchriften vom 
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ſtralmappen unmittelbar zu ihren Amtshandlungen ſelbſt, um Projecte in dieſelben 
aufzunehmen oder ſchon genehmigte einzuzeichnen, ſo iſt es ihnen ohnehin unbenom⸗ 
men, ſich im Wege der vorgefegten Behörden gegen Entrichtung der geringen Papier⸗ 
und Druckkoſten um Erfolgung lithographirter Mappenabdrücke an die k. k. Finanz⸗ 
landesdirection zu wenden“.) Vergleiche auch Hofkanzleidecret vom 26. Mai 1842, 
3. 15.997 und Finanz⸗Miniſterialerlaß vom 1. October 1849, 3. 22.616. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Vicepräſtdenten der Statthalterei in Prag Wenzl 
W Ritter v. Riegershofen den Orden der eiſernen Krone zweiter Claſſe 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe und Bezirkshauptmanne Ignaz 
Grüner in Leitmeritz den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne erſter Claſſe Karl Mayr in 
Leibnitz aus Anlaß feiner Beſtimmung zum Referenten der ſteiermärkiſchen Grund: 
laſten⸗Ablöſungs⸗ und Regulirungs⸗Landescommiſſion den Titel und Charakter eines 
Statthaltereirathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben den derzeitigen Viceconſul in Kopenhagen Lauritz Gott⸗ 
lieb Delong Salomonſen über ſeine Bitte feiner Function enthoben und an feine 
Stelle den Kaufmann Peter Andreas Halkier zum unbeſoldeten Viceconſul bei dem 
Generalconſulate daſelbſt, ferner den Banquier Salomon See Rodrigues zum 
unbeſoldeten Viceconſul in Bayonıre, jo wie den bisherigen Gerenten der Conſular⸗ 
agentie in Bruſſa Robert Falkeiſen zum unbeſoldeten Viceconſul daſelbſt — und 
zwar die beiden Letzteren mit dem Rechte zum Bezuge der tarifmäßigeu Conſularge⸗ 
bühren — ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Präſidenten der Handels⸗ und Gewerbekammer in 
Batavia Ambroſius Johannes Wilbrandus van Delden zum unbeſoldeten Ge⸗ 
neralconful und Leiter des k. u. k. Conſulats dortſelbſt mit dem Rechte zum Bezuge der 
tarifmäßigen Conſulargebühren ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Adjuncten im Secretariate Ihrer Majeftät der 
Kaiſerin Alexius Kekula den Titel und Charakter eines k. k. Hofconcipienten verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Titularbaurathe Karl Ritter v. Schwarz den 
Freiherrnſtand verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzſecretär der n. ö. Finanzlandesdirection Theo⸗ 
bald Demuth v. Hantersburg und dem Finanzbezirkscommiſſär erſter Claſſe bei 
dem Wiener Central⸗Tax⸗ und Gebührenbemeſſungsamte Anton Drdacky den Titel 
und Charakter eines Finanzrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Gemeindevorſteher zu Jelen in Galizien Johann 
Jura für die mit eigener Lebensgefahr bewirkte Rettung mehrerer Menſchen vom Tode 
des Ertrinkens und aus anderen Gefahren, ſo wie in Anerkennung ſeines ſonſtigen 
verdienſtlichen Wirkens das ſilberne Verdienstkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Fabriksdirector Johann Prettner in Klagenfurt 
in Anerkennung ſeiner vieljährigen verdienſtvollen Theilnahme an der Durchführung 
des öſterreichiſchen meteorologiſchen Beobachtungsſyſtems das Ritterkreuz des Franz 
Joſephs⸗Ordens verliehen. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Profeſſor am k. k. Real⸗ und 
Obergymnaſium in Feldkirch Joſeph Gantner zum Bezirksſchulinſpector für den Be 
zirk Feldkirch ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Hauptlehrer an der Görzer 
k. k. Lehrerbildungsanſtalt Johann Trojanſchek zum Bezirksſchulinſpector für den 
Stadtbezirk Görz ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den mit dem Titel eines Finanzrathes bekleideten 
Finanzſeeretär der ſteiermärkiſchen Finanzlandesdirection Anton Fiſcher zum Finanz⸗ 
rathe und Vorſtande der Steueradminiſtration in Graz ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzſecretär der n. ö. Finanzlandesdirection 
Johann Gamper zum Finanzrathe bei dem Gentrai-Tar: und Gebührenbemeſſungs⸗ 
amte in Wien ernannt. 


Erledigungen. 


Oberfinanzrathsſtelle im Gremium der k. k. mähr. Finanzlandes direction, Ge⸗ 
hat 2100 fl., dann eventuell eine in Mähren in Erledigung kommende Finanzraths⸗ 
ſtelle mit dem Gehalte von 2000 fl. oder 1800 fl. u. endlich eine Finanzſecretärsſtelle 
mit dem Gehalte von 1600 fl. oder 1400 fl., bis 1. Auguſt 1872. (Amtsbl. Nr. 160.) 

Bergverwaltersſtelle bei der Hauptwerksverwaltung in Pribram Gehalt 1600 fl. 
und Naturalwohnung ſammt Garten, bis 31. Juli 1872. (Amtsbl. Nr. 155.) 

Hilfsämterdirectorsſtelle bei der n. ö. Statthalterei, Gehalt 1500 fl. und 
Quartiergeld, bis 18. Juli 1872. (Amtsbl. Nr. 155.) 

Bauadjunctenſtelle für den Staatsbaudienſt in N. Oe., Gehalt 800 fl., bis 
24. Juli 1872. (Amtsbl. Nr. 155.) 

Controlorſtelle bei der Filiale des Hauptpunzirungsamtes in Wien, Gehalt 
1000 fl. und Quartiergeld 200 fl., bis 1. Auguft 1872. (Amtsbl. Nr. 160.) 

Forſtprakticantenſtelle bei der Statthalterei in Zara mit dem Adjutum von 
400 fl., bis 18. Juli 1872. (Amtsbl. Nr. 155.) > - 

Drei Prakticantenftellen bei dem k. k. Hauptmünzamte in Wien mit einem 
Taggelde von 1 fl. 50 kr. bis 8. Auguſt 1872. (Amtsbl. Nr. 159.) - 5 

Kanzleiofficlalsſtelle im Concretalſtatus der Wiener Finanz Lander direction, 
Gehalt 600 fl. und für den Fall der Verwendung in Wien Quartiergeld jährlich 
150 fl., bis 4. Juli 1872. (Amtsbl. Nr. 144.) 5 

Affiftentenftelle an der k. k. Akademie für Handel und Nautlk in Trieſt, Ge⸗ 
halt 400 fl. öſterr. Währ., bis 22. Juli 1872. (Amtsbl. Nr. 145.) 

Aſſtſtentenſtelle für den Zolldienſt in Ober⸗Oeſterreich. Gehalt 500 fl., bis 
6. Juli 1872. (Amtsbl. Nr. 145) 

Bauadjunctenſtelle zweiter Claſſe im Bereiche des Staatsbaudienſtes in Schle⸗ 


Cataſtral⸗Mappenarchiv gegen Entrichtung der beſtehenden Accordpreiſe erfolgt! ſien, Gehalt 700 fl. und eine Bauprakticantenſtelle mit 400 fl. Adjutum, bis 31. Juli 
werden. Benöthigen aber die k. k. Bau⸗ und andere techniſchen Behörden die Cata- 1872. (Amtsbl. Nr. 147.) 


Druckerei der k. Wiener Zetung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


